>=> Die Politische Meinung

EDITORIAL

% Niemand kennt die politische
Agenda dieses Jahres genau. Zwei-
fellos wird der Klimaschutz auch
2010 eine gewichtige Rolle spielen.
Die Auseinandersetzung um den
Afghanistan-Einsatz wird die Ge-
miiter auch weiterhin beschaftigen.
Auch die Folgen der Weltfinanz-
krise werden uns weitere Kopf-
schmerzen bereiten ebenso wie die bislang
nicht besonders erfolgreichen Versuche, neue
Regeln zu finden, um eine neue Krise zu ver-
hindern. Ein Thema wird uns mit Sicherheit
durch dieses Jahr begleiten, namlich die Inte-
grationsfahigkeit und -bereitschaft der Mus-
lime in den européischen Gesellschaften.

Ende November 2009 war das Entsetzen
iiber die erfolgreiche Volksabstimmung in der
Schweiz fiir ein Verbot neuer Minarette un-
iiberhorbar. Sowohl die politischen Eliten in
der Eidgenossenschaft sowie auch die poli-
tischen und journalistischen Repréasentanten
in den Nachbarlindern verurteilten das Vo-
tum der gut eineinhalb Millionen Schweizer
Stimmbiirger als einen unklugen Anschlag auf
die Religionsfreiheit, der von der europa-
ischen Gerichtsbarkeit korrigiert werden miis-
se. Bei so viel Einheitlichkeit der Kritik ist
Misstrauen angesagt. Zunédchst ist der Hin-
weis wichtig, dass die freie Religionsaus-
iibung von Muslimen in der Schweiz durch
das Resultat der Volksabstimmung nicht be-
hindert wird. Denn die bestehenden und ge-
planten Moscheen und auch die bestehenden
Minarette werden nicht infrage gestellt. Bei
Volksabstimmungen entscheidet der Biirger
an der Wahlurne normalerweise sehr selten
iiber die Sachfrage, die ihm gestellt wird. Weil
die Stimmabgabe — anders als im Parlament —
anonym erfolgt, hat der Biirger hier die
Chance, seine Unzufriedenheit mit den Regie-
rungen bei der Behandlung zentraler Fragen

des Zusammenlebens zu formulie-
ren und eine Korrektur zu erzwin-
gen. Bei der Korrektur geht es weni-
ger um die Verweigerung von Bau-
genehmigungen fiir Minarette als
um die Furcht der Schweizer Mehr-
heit vor einer auch optisch erkenn-
baren Islamisierung des Landes.
Niemand kann daran zweifeln, dass
die Ergebnisse von denkbaren Volksabstim-
mungen tiiber die Minarettfrage in anderen
Landern und auch in Deutschland sehr dhn-
lich ausfallen wiirden. Schon bemdiiht sich eine
unter der Beobachtung durch den Verfas-
sungsschutz stehende antiislamische Grup-
pierung in Kéln, neue Moglichkeiten des Lis-
sabon-Vertrages zu nutzen, um eine Initiative
mit dhnlicher Intention in Gang zu setzen.
Hier droht Ungemach.

Die Reaktionen der tiirkischen Politik auf den
Volksentscheid der Eidgenossen wirken gro-
tesk, weil gleichzeitig die tiirkischen Ergeb-
nisse einer internationalen Umfrage zur Reli-
gion bekannt wurden. Knapp sechzig Prozent
der Tiirken wollen Nicht-Muslimen jede reli-
giose Versammlung verbieten. Fiinfzig Pro-
zent lehnen die Wahl einer Partei ab, der
Nicht-Muslime angehoren. Der den tiirki-
schen Teil der Umfragen betreuende Politik-
wissenschaftler Ali Carkoglu, Sabanci-Uni-
versitdt Istanbul, erkennt das Bildungssystem
als Quelle dieser religiosen Unduldsamkeit.
Nicht-Muslime verspiiren das schon lange. Im
letzten Jahrhundert wurde der christliche
Beforderungsanteil von zwanzig auf ein Pro-
zent verringert. Auch im einundzwanzigsten
Jahrhundert bleibt die Tiirkei im Blick auf die
Religionsfreiheit das Sorgenkind Europas. +

Loty Tt

Wolfgang Bergsdorf

Nr. 482 - Januar 2010

Seite 1



	Schaltfläche1: 


